
— Fehlen der Voraussetzungen für die gesamtschuldnerische
Haftung der Schindler Holding Ltd;

— Verstoß gegen Artikel 23 Absatz 2 der Verordnung
Nr. 1/2003, da die Höchstgrenzen für Geldbußen überschrit-
ten worden seien.

(1) Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 2002 zur
Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niederge-
legten Wettbewerbsregeln (ABl. L 1, S. 1).

(2) Leitlinien für das Verfahren zur Festsetzung von Geldbußen, die
gemäß Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung Nr. 17 und gemäß Arti-
kel 65 Absatz 5 EGKS-Vertrag festgesetzt werden (ABl. 1998, C 9,
S. 3).

(3) Mitteilung der Kommission über den Erlass und die Ermäßigung von
Geldbußen in Kartellsachen (ABl. 2002, C 45, S. 3).

Klage, eingereicht am 2. Mai 2007 — Pioneer Hi-Bred Inter-
national/Kommission der Europäischen Gemeinschaften

(Rechtssache T-139/07)

(2007/C 155/53)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Klägerin: Pioneer Hi-Bred International Inc. (Johnston, USA) (Pro-
zessbevollmächtigter: J. Temple Lang, Rechtsanwalt)

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— festzustellen, dass es die Kommission unterlassen hat, gemäß
Art. 18 der Richtlinie 2001/18/EG über die absichtliche Frei-
setzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt
dem Regelungsausschuss gemäß Art. 5 Abs. 2 des Beschlus-
ses des Rates einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen
zu unterbreiten;

— der Kommission die der Klägerin entstandenen Kosten auf-
zuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Klägerin macht nach Art. 232 EG geltend, dass es die Kom-
mission unter Verletzung von Art. 18 der Richtlinie
2001/18/EG über die absichtliche Freisetzung genetisch verän-
derter Organismen in die Umwelt (1) unterlassen habe, die
Annahme einer Entscheidung hinsichtlich der Anmeldung der
Klägerin zum Inverkehrbringen von insektenresistentem gene-
tisch modifiziertem Mais 1507 sicherzustellen.

Nach dem in der Richtlinie vorgesehenen Verfahren sei die Kom-
mission verpflichtet, sicherzustellen, dass eine Entscheidung über

eine Anmeldung innerhalb der in der Richtlinie vorgeschriebe-
nen Frist getroffen und veröffentlicht werde. Durch die unterlas-
sene Unterbreitung eines Entwurfs der zu treffenden Maßnah-
men an den Regelungsausschuss habe es die Kommission unter-
lassen, sicherzustellen, dass eine solche Entscheidung getroffen
wurde, obwohl alle nach der Richtlinie an die Klägerin und
andere Beteiligte gestellten Anforderungen gemäß der Richtlinie
erfüllt worden seien.

Die Kommission sei zudem aufgefordert worden sei, im Sinne
von Art. 232 EG Stellung zu nehmen, was die Kommission
unterlassen habe. Dies habe nachteilige Auswirkungen auf die
Rechtslage der Klägerin.

(1) Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 12. März 2001 über die absichtliche Freisetzung genetisch ver-
änderter Organismen in die Umwelt und zur Aufhebung der Richt-
linie 90/220/EWG des Rates (ABl. L 106, S. 1).

Klage, eingereicht am 26. April 2007 — Chi Mei
Optoelectronics Europe und Chi Mei Optoelectronics UK/

Kommission der Europäischen Gemeinschaften

(Rechtssache T-140/07)

(2007/C 155/54)

Verfahrenssprache: Englisch

Parteien

Klägerinnen: Chi Mei Optoelectronics Europe BV (Hoofddorp,
Niederlande), Chi Mei Optoelectronics UK Ltd (Havant, Vereinig-
tes Königreich) (Prozessbevollmächtigte: S. Völcker, F. Louis,
A. Vallery, Rechtsanwälte)

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Anträge

Die Klägerinnen beantragen,

— die angefochtene Entscheidung in vollem Umfang für nichtig
zu erklären und

— der Kommission der Europäischen Gemeinschaften die Kos-
ten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Klägerinnen beantragen die Nichtigerklärung der Entschei-
dung der Kommission K (2007)546 vom 15. Februar 2007 auf
deren Grundlage die Kommission die Klägerinnen gemäß
Art. 18 Abs. 3 der Verordnung des Rates 1/2003 (1) verpflich-
tete, spezielle Informationen und Dokumente im Hinblick auf
im Fall COMP/F/39309 — Dünnschichttransistoren/Flüssigkris-
tallanzeigen — untersuchte Praktiken zu liefern.
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